	Teilzeitbeschäftigte – Pauschalierung der Lohnsteuer


I.
Allgemeines
Der Arbeitgeber kann unter Verzicht auf die Anwendung der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (ehemals Lohnsteuerkarte) bei Arbeitnehmern, die nur kurzfristig beschäftigt werden, die Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz von 25 % des Arbeitslohns erheben. Eine kurzfristige Beschäftigung liegt vor, wenn der Arbeitnehmer bei dem Arbeitgeber gelegentlich, nicht regelmäßig wiederkehrend beschäftigt wird, die Dauer der Beschäftigung 18 zusammenhängende Arbeitstage nicht übersteigt und
–
der Arbeitslohn während der Beschäftigungsdauer 150 € (bis 2022: 120 €) durchschnittlich je Arbeitstag nicht übersteigt (§ 40a Abs. 1 Nr. 1 EStG) oder
–
die Beschäftigung zu einem unvorhersehbaren Zeitpunkt sofort erforderlich wird (§ 40a Abs. 1 Nr. 2 EStG).

Die Pauschalierung der Lohnsteuer nach § 40a EStG ist sowohl für unbeschränkt als auch für beschränkt einkommensteuerpflichtige Teilzeitbeschäftigte zulässig. Bei der Prüfung der Voraussetzungen für die Pauschalierung ist von den Merkmalen auszugehen, die sich für das einzelne Dienstverhältnis ergeben. Es ist nicht zu prüfen, ob der Teilzeitbeschäftigte noch in einem Dienstverhältnis zu einem anderen Arbeitgeber steht. Für einen Teilzeitbeschäftigten kann die Lohnsteuer auch dann pauschaliert werden, wenn der Arbeitnehmer vom selben Arbeitgeber ein betriebliches Ruhegeld bezieht, das dem normalen Lohnsteuerabzug unterliegt (BFH, Urt. v. 27.07.1990, BStBl II, 931).

Als gelegentliche, nicht regelmäßig wiederkehrende Beschäftigung ist eine ohne feste Wiederholungsabsicht ausgeübte Tätigkeit anzusehen. Natürlich kann es in der Praxis zu Wiederholungen der Tätigkeit kommen. Entscheidend dabei ist, dass die erneute Tätigkeit nicht bereits von vorn​herein vereinbart worden ist. Es kommt dann nicht darauf an, wie oft die Aushilfskräfte tatsächlich im Laufe des Jahres tätig werden (R 40a.1 Abs. 2 LStR).

Die Pauschalierung der Lohnsteuer muss nicht einheitlich für alle in Betracht kommenden Arbeitnehmer durchgeführt werden. Der Arbeitgeber kann die Pauschalierung auf bestimmte Arbeitnehmer beschränken (BFH, Urt. v. 03.06.1982, BStBl II, 710). Es ist jedoch nicht zulässig, im Laufe eines Kalenderjahres zwischen der Regelbesteuerung und der Pauschalbesteuerung zu wechseln, wenn dadurch allein die Ausnutzung der mit Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit verbundenen Frei- und Pauschbeträge erreicht werden soll (BFH, Urt. v. 20.12.1991, BStBl II 1992, 695). Der Arbeitgeber darf die Pauschalbesteuerung nachholen, solange keine Lohnsteuerbescheinigung ausgeschrieben ist, eine Lohnsteueranmeldung noch berichtigt werden kann und noch keine Festsetzungsverjährung eingetreten ist. Eine fehlerhafte Pauschalbesteuerung ist für die Veranlagung zur Einkommensteuer nicht bindend (BFH, Urt. v. 10.06.1988, BStBl II, 981).
Als Arbeitstag i.S.d. § 40a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 EStG ist grundsätzlich der Kalendertag zu verstehen. Arbeitstag kann jedoch auch eine auf zwei Kalendertage fallende Nachtschicht sein (BFH, Urt. v. 28.01.1994, BStBl II, 421). Arbeitsstunde i.S.d. § 40a Abs. 4 Nr. 1 EStG ist die Zeitstunde. Wird der Arbeitslohn für kürzere Zeiteinheiten gezahlt, z.B. für 45 Minuten, ist der Lohn zur Prüfung der Pauschalierungsgrenze nach § 40a Abs. 4 Nr. 1 EStG entsprechend umzurechnen (BFH, Urt. v. 10.08.1990, BStBl II, 1092).

§ 40a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 EStG setzt voraus, dass das Dienstverhältnis dem Ersatz einer ausgefallenen oder dem akuten Bedarf einer zusätzlichen Arbeitskraft dient. Die Beschäftigung von Aushilfskräften, deren Einsatzzeitpunkt längere Zeit vorher feststeht, z.B. bei Volksfesten oder Messen, kann grundsätzlich nicht als unvorhersehbar und sofort erforderlich angesehen werden. Eine andere Beurteilung ist aber z.B. hinsichtlich solcher Aushilfskräfte möglich, deren Einstellung entgegen dem vorhersehbaren Bedarf an Arbeitskräften notwendig geworden ist.
II.
Geringfügige Beschäftigung

Eine geringfügige Beschäftigung liegt vor, wenn das monatliche Arbeitsentgelt die Geringfügigkeitsgrenze (2024: 538 €) nicht übersteigt. Die Geringfügigkeitsgrenze ist dynamisch und an die Entwicklung des Mindestlohns gekoppelt. Die Entgeltgrenze für Minijobs berechnet sich wie folgt: Mindestlohn x 130 : 3 (auf volle Euro aufgerundet).
Die Arbeitszeit muss dem Gehalt entsprechend angemessen sein und darf den gesetzlichen oder tariflichen Mindestlohn nicht unterschreiten. Der Arbeitnehmer ist in der Pflicht, Aufzeichnungen über die tägliche Arbeitszeit zu führen, welche der Arbeitgeber für Prüfzwecke im Unternehmen aufbewahrt.
Der Arbeitgeber entrichtet für die geringfügig Beschäftigten Pauschalabgaben i.H.v. insgesamt 28 % zuzüglich Umlagen. Von den Pauschalabgaben entfallen 15 % auf die Rentenversicherung und 13 % auf die Krankenversicherung. Hinzu kommen 2 % Pauschsteuer, sobald der Arbeitnehmer keine persönlichen elektronischen Steuerabzugsmerkmale (ELStAM) für die Lohnabrechnung zugrunde legt. Die Pauschsteuer hat eine Abgeltungswirkung und schließt Kirchensteuer und Solidaritätszuschlag ein. Auch eine Abwälzung der Pauschsteuer auf den Arbeitnehmer ist möglich. Die Erhebung der einheitlichen Pauschsteuer i.H.v. 2 % kommt nur in Frage, wenn der Arbeitgeber den Beitrag zur Deutschen Rentenversicherung trägt. Eine Pauschalierung mit 2 % ist also bei einem beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführer nicht anwendbar.
Geringfügige Beschäftigungen sind generell rentenversicherungspflichtig, d.h., die Aufstockung zum vollen Rentenversicherungssatz trägt der Arbeitnehmer allein. Für die Rentenversicherungsfreiheit kann innerhalb von sechs Wochen ein Antrag gestellt werden.

Das Arbeitsentgelt für geringfügig Beschäftigte bleibt jedoch nach § 3 Nr. 39 EStG steuerfrei, wenn der Arbeitnehmer keine anderen positiven Einkünfte hat und eine entsprechende Bescheinigung des Finanzamts nach § 39a Abs. 6 EStG vorlegen konnte. Eine Berücksichtigung in der persönlichen Einkommensteuererklärung ist bei einer Abrechnung mit 2 % Pauschsteuer nicht erforderlich.
III.
Beschäftigung in der Land- und Forstwirtschaft

Bei Aushilfskräften, die in Betrieben der Land- und Forstwirtschaft i.S.d. § 13 Abs. 1 Nr. 1–4 EStG ausschließlich mit typisch land- oder forstwirtschaftlichen Arbeiten beschäftigt werden, kann der Arbeitgeber die Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz von 5 % des Arbeitslohns erheben. Aushilfskräfte im Sinne dieser Vorschrift sind Personen, die für die Ausführung und für die Dauer von Arbeiten, die nicht ganzjährig anfallen, beschäftigt werden; eine Beschäftigung mit anderen land- und forstwirtschaftlichen Arbeiten ist unschädlich, wenn deren Dauer 25 % der Gesamtbeschäftigungsdauer nicht überschreitet. Arbeitnehmer, die zu den land- und forstwirtschaftlichen Fachkräften gehören oder die der Arbeitgeber mehr als 180 Tage im Kalenderjahr beschäftigt, sind keine Aushilfskräfte.

Eine Pauschalierung der Lohnsteuer für Aushilfskräfte in der Land- und Forstwirtschaft ist nur zulässig, wenn die Aushilfskräfte tatsächlich in einem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb beschäftigt werden. Diese Voraussetzung ist dann nicht mehr erfüllt, wenn ein Betrieb infolge erheblichen Zukaufs fremder Erzeugnisse einheitlich als Gewerbebetrieb zu beurteilen ist (BFH, Urt. v. 03.08.1990, BStBl II, 1002). Etwas anderes gilt auch nicht für Neben- oder Teilbetriebe, die für sich allein die Merkmale eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs erfüllen.

Demgegenüber ist die Pauschalierung zulässig, wenn ein Betrieb, der Land- und Forstwirtschaft betreibt, ausschließlich wegen seiner Rechtsform als Gewerbebetrieb gilt (BFH, Urt. v. 05.09.1980, BStBl II 1981, 76). Für Aushilfskräfte, die in einem Gewerbebetrieb i.S.d. § 15 EStG tätig sind, kommt die Pauschalierung allerdings auch dann nicht in Betracht, wenn sie mit typisch land- und forstwirtschaftlichen Arbeiten beschäftigt werden. Werden die Aushilfskräfte zwar in einem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb beschäftigt, üben sie aber keine typisch land- und forstwirtschaftliche Tätigkeit aus, z.B. Blumenbinder, Verkäufer, oder sind sie abwechselnd mit typisch land- und forstwirtschaftlichen und anderen Arbeiten betraut, z.B. auch im Gewerbebetrieb oder Nebenbetrieb desselben Arbeitgebers tätig, ist eine Pauschalierung der Lohnsteuer nach § 40a Abs. 3 EStG nicht zulässig.

Voraussetzung für die Pauschalierung nach § 40a Abs. 3 EStG ist im Übrigen, dass die Aushilfskräfte für die Ausführung und für die Dauer von Arbeiten, die nicht ganzjährig anfallen, beschäftigt werden; unschädlich ist eine Beschäftigung mit anderen land- und forstwirtschaftlichen Arbeiten, wenn deren Dauer 25 % der Gesamtbeschäftigungsdauer nicht überschreitet. Nicht zulässig ist die Pauschalierung nach § 40a Abs. 3 EStG bei einer Beschäftigung von mehr als 180 Tagen im Kalenderjahr.

Hat der Arbeitgeber Arbeitslohn nach § 40a Abs. 3 EStG pauschal besteuert, obwohl die Voraussetzungen nicht erfüllt sind, so kann der Arbeitslohn unter den Voraussetzungen des § 40a Abs. 2 EStG pauschal versteuert werden, wenn sich der Arbeitgeber hierzu eindeutig bereit erklärt hat (BFH, Urt. v. 25.05.1984, BStBl II, 569).

IV.
Unzulässige Pauschalierungen

Die Pauschalierungen des Arbeitslohns für Teilzeitkräfte i.S.d. vorstehenden Ziffern I–III sind unzulässig 

–
bei Arbeitnehmern, deren Arbeitslohn während der Beschäftigungsdauer durchschnittlich je Arbeitsstunde 19 € (bis 2022: 15 €) übersteigt,

–
bei Arbeitnehmern, die für eine andere Beschäftigung von demselben Arbeitgeber Arbeitslohn beziehen, der nach den §§ 39b–39c dem Lohnsteuerabzug unterworfen wird.

Übt somit der Arbeitnehmer für denselben Arbeitgeber neben seiner Haupttätigkeit eine Nebentätigkeit mit den Merkmalen einer kurzfristigen Beschäftigung oder Aushilfstätigkeit aus, ist die Pauschalierung der Lohnsteuer nach § 40a Abs. 4 Nr. 2 EStG ausgeschlossen.

V.
Bemessungsgrundlage und Pauschalierungsgrenzen

Zur Bemessungsgrundlage der pauschalen Lohnsteuer gehören alle Einnahmen, die dem Arbeitnehmer aus der Teilzeitbeschäftigung zufließen (§ 2 LStDV). Pauschal besteuerte Bezüge wie z.B. Direktversicherungsbeiträge und Gruppenunfallversicherungsbeiträge des Arbeitgebers sind bei der Prüfung der Pauschalierungsgrenzen zu berücksichtigen. Pauschal besteuerte Bezüge nach § 40 Abs. 2 Satz 2 EStG bleiben dagegen bei dieser Prüfung außer Ansatz. Steuerfreie Einnahmen bleiben für die Lohnsteuererhebung außer Betracht. Der Arbeitslohn darf für die Ermittlung der pauschalen Lohnsteuer nicht um den Altersentlastungsbetrag (§ 24a EStG) gekürzt werden. Wird im Innenverhältnis zum Arbeitgeber die pauschale Lohnsteuer, der pauschale Solidaritätszuschlag und ggf. die pauschale Kirchensteuer vom Arbeitnehmer getragen, so gehören diese Beträge nicht zur Bemessungsgrundlage für die Berechnung der pauschalen Lohnsteuer. Der Arbeitnehmer kann Aufwendungen, die mit dem pauschal besteuerten Arbeitslohn zusammenhängen, nicht als Werbungskosten abziehen.

Bezüge, die nicht zum laufenden Arbeitslohn gehören, sind für die Feststellung, ob die Pauschalierungsgrenzen eingehalten sind, rechnerisch gleichmäßig auf die Lohnzahlungs- oder Lohnabrechnungszeiträume zu verteilen, in denen die Arbeitsleistung erbracht wird, für die sie eine Belohnung darstellen; Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld und Einmalbeiträge für eine Direktversicherung sind deshalb im Regelfall auf die gesamte Beschäftigungszeit des Kalenderjahres zu verteilen. Ergibt sich bei der Verteilung dieser Bezüge, dass die Pauschalierungsgrenzen in dem Lohnzahlungs- oder Lohnabrechnungszeitraum eingehalten sind, in dem sie zugeflossen sind, so wird in diesem Zeitraum der Lohn einschließlich des sonstigen Bezugs pauschal besteuert (BFH, Urt. v. 21.07.1989, BStBl II, 1032). Wenn diese Bezüge erst nach Ablauf des Kalenderjahres gezahlt werden, in dem die entsprechende Arbeitsleistung erbracht worden ist, sind sie nur bei den Pauschalierungsgrenzen des Lohnzahlungs- oder Lohnabrechnungszeitraums zu berücksichtigen, in dem sie gezahlt worden sind.

Beschäftigungsdauer i.S.d. § 40a EStG ist stets die Beschäftigungsdauer im Lohnzahlungs- oder Lohnabrechnungszeitraum. Zur Beschäftigungsdauer gehören auch solche Zeiträume, in denen der Arbeitslohn wegen Urlaub, Krankheit oder gesetzlicher Feiertage fortgezahlt wird. Bei der Pauschalierung für geringfügig Beschäftigte kommt es auf den zeitlichen Umfang der Beschäftigung nicht an. Die Pauschalierung ist unabhängig von der Zahl der geleisteten Arbeitsstunden zulässig, wenn die Lohngrenzen des § 40a Abs. 2 Satz 2 und Abs. 4 Nr. 1 EStG nicht überschritten werden.

Ist in einem Lohnzahlungs- oder Lohnabrechnungszeitraum mindestens eine der für die Pauschalierung maßgebenden Grenzen (Beschäftigungsdauer oder Höhe des Arbeitslohns) überschritten worden, so darf für diesen Zeitraum das Pauschalierungsverfahren nicht angewendet werden; die Zulässigkeit des Pauschalierungsverfahrens für andere Zeiträume wird hiervon nicht berührt.

VI.
Aufzeichnungspflichten

Bei der Pauschalierung von Arbeitslohn muss der Arbeitgeber klare und eindeutige Aufzeichnungen vorhalten. Die Erfüllung der Aufzeichnungspflichten dient dem Nachweis der Voraussetzungen für die Lohnsteuerpauschalierung nach § 40a EStG. Bei sonstigen Bezügen muss auch deren Verteilung auf die Beschäftigungszeit aus den Aufzeichnungen ersichtlich sein.
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